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Erwägungen

E. 1
Sachverhalt und Prozessgeschichte

E. 1.1
Mit Eheschutzurteil vom 1. März 2021 des Bezirksgerichts Winterthur wurde von der
Vereinbarung der Parteien Vormerk genommen, mit welcher sich der Ge- suchsgegner und
Berufungskläger (fortan Gesuchsgegner) dazu verpflichtete, der Gesuchstellerin und
Berufungsbeklagten (fortan Gesuchstellerin) für die Dauer des Getrenntlebens monatliche
Ehegattenunterhaltsbeiträge von Fr. 3'425.– zu bezahlen, erstmals auf den 1. Februar 2021.
Weiter wurde eine Mehrverdienst- klausel vereinbart, gemäss welcher sich der
Unterhaltsbeitrag um die Hälfte des Fr. 2'000.– übersteigenden Betrags reduziert, wenn die
Gesuchstellerin ein Fr. 2'000.– übersteigendes monatliches Nettoeinkommen erzielt. Die
Gesuchstel- lerin verpflichtete sich dazu, dem Gesuchsgegner unaufgefordert jeweils quar-
talsweise sämtliche Lohnabrechnungen zuzustellen (Urk. 3/2 S. 3 = Urk. 15/1 S. 3).

E. 1.2
Mit Eingabe vom 9. Februar 2022 reichte die Gesuchstellerin bei der Vor- instanz ein
Begehren um Schuldneranweisung mit den eingangs aufgeführten An-
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instanzlichen Urteils entnommen werden (Urk. 14 S. 2). Am 8. März 2022 erliess die
Vorinstanz das eingangs wiedergegebene Urteil (Urk. 14).

E. 1.3
Gegen das Urteil vom 8. März 2022 erhob der Gesuchsgegner rechtzeitig (vgl. Art. 314
Abs. 1 ZPO und Urk. 9) Berufung mit den obengenannten Anträgen (Urk. 13). Mit
Schreiben vom 18. März 2022 (Urk. 16) reichte der Gesuchsgegner Doppel der mit der
Berufung eingereichten Beilagen (Urk. 15/1–15) nach. Am 30. März 2022 reichte der
Gesuchsgegner eine weitere Eingabe samt Beilagen ein (Urk. 18; Urk. 19/1–3). Mit
Verfügung vom 18. Mai 2022 wurde dem Gesuchs- gegner Frist zur Leistung eines
Kostenvorschusses von Fr. 1'500.– angesetzt (Urk. 20). Mit Eingabe vom 25. Mai 2022
stellte der Gesuchsgegner sinngemäss ein Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen
Rechtspflege (Urk. 21), woraufhin ihm mit Verfügung vom 3. Juni 2022 die Frist zur
Leistung des Kostenvorschus- ses einstweilen abgenommen wurde (Urk. 23). Mit
Verfügung vom 14. Juni 2022 wurde der Gesuchstellerin Frist zur Beantwortung der
Berufung angesetzt (Urk. 24). Die Berufungsantwortschrift mit den oben aufgeführten
Anträgen ging am 24. Juni 2022 ein (Urk. 25). Mit Verfügung vom 1. Juli 2022 wurde die
Beru- fungsantwort dem Gesuchsgegner zugestellt und ihm Frist angesetzt, um zum Antrag
auf Leistung eines Prozesskostenbeitrags, den neu aufgestellten Behaup- tungen sowie den



neu eingereichten Unterlagen Stellung zu nehmen (Urk. 28). Mit Eingabe vom 8. Juli 2022
reichte der Gesuchsgegner seine Stellungnahme mit den obengenannten Anträgen ein (Urk.
29). Sie wurde der Gesuchstellerin am 15. Juli 2022 zur Kenntnis gebracht (Prot. II S. 7;
Urk. 31). Am 5. September 2022 ging eine weitere Eingabe der Gesuchstellerin ein (Urk.
32), welche dem Ge- suchsgegner am 6. September 2022 zugestellt wurde (Prot. II S. 8;
Urk. 35). Hie- rauf liess sich der Gesuchsgegner mit Eingabe vom 9. September 2022 erneut
vernehmen (Urk. 36). Sie wurde der Gesuchstellerin am 12. September 2022 zur Kenntnis
gebracht (Prot. II S. 9; Urk. 38). Weitere Eingaben der Parteien erfolgten nicht. Die
vorinstanzlichen Akten wurden beigezogen (Urk. 1–12). Das Verfahren erweist sich als
spruchreif, was den Parteien mit Verfügung vom 26. September 2022 angezeigt wurde
(Urk. 39).
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E. 2
Prozessuale Vorbemerkungen

E. 2.1
Mit der Berufung kann eine unrichtige Rechtsanwendung und eine unrichtige Feststellung
des Sachverhalts geltend gemacht werden (Art. 310 ZPO). Die Beru- fungsinstanz verfügt
über unbeschränkte Kognition bezüglich Tat- und Rechtsfra- gen, einschliesslich der Frage
richtiger Ermessensausübung (Angemessenheits- prüfung; BGer 5A_184/2013 vom 26.
April 2013, E. 3.1). Die Berufung ist schrift- lich und begründet einzureichen (Art. 311
Abs. 1 ZPO). Zu dieser Begründungs- anforderung gehört, dass in der Berufungsschrift
hinreichend genau aufgezeigt wird, inwiefern der erstinstanzliche Entscheid in den
angefochtenen Punkten als fehlerhaft zu betrachten ist bzw. an einem der genannten Mängel
leidet (BGE 138 III 374 E. 4.3.1; BGer 5A_247/2013 vom 15. Oktober 2013, E. 3.2). Was
nicht oder nicht in einer den gesetzlichen Begründungsanforderungen entsprechenden
Weise beanstandet wird, braucht von der Rechtsmittelinstanz nicht überprüft zu werden; sie
hat sich – abgesehen von offensichtlichen Mängeln – grundsätzlich auf die Beurteilung der
in der schriftlichen Begründung gegen das erstinstanzliche Urteil erhobenen
Beanstandungen zu beschränken (BGE 142 III 413 E. 2.2.4 m.w.H.). Die Beanstandungen
am angefochtenen Entscheid haben die Parteien innert der Berufungs- bzw.
Berufungsantwortfrist vollständig vorzutragen; ein all- fälliger zweiter Schriftenwechsel
oder die Ausübung des Replikrechts dienen nicht dazu, die bisherige Kritik zu
vervollständigen oder gar neue vorzutragen (BGE 142 III 413 E. 2.2.4 m.w.H.). Soweit eine
Beanstandung vorgetragen wird, wendet die Berufungsinstanz das Recht von Amtes wegen
an (Art. 57 ZPO); sie ist weder an die Argumente der Parteien noch an die Begründung der
Vorinstanz gebun- den. In diesem Rahmen ist insoweit auf die Parteivorbringen
einzugehen, als dies für die Entscheidfindung erforderlich ist (vgl. BGE 134 I 83 E. 4.1).

E. 2.2
Im Berufungsverfahren sind neue Tatsachen und Beweismittel nur noch zu- lässig
respektive zu berücksichtigen, wenn sie ohne Verzug vorgebracht werden (Art. 317 Abs. 1
lit. a ZPO) und trotz zumutbarer Sorgfalt nicht schon vor erster Instanz vorgebracht werden
konnten (Art. 317 Abs. 1 lit. b ZPO).

E. 2.3



In seiner Berufungsschrift (Urk. 13) sowie in seiner Stellungnahme vom 8. Juli 2022 (Urk.
29) stellt der Gesuchsgegner neue Anträge, die er vor Vor-
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Verpflichtung der Gesuchstellerin zur Aufnahme einer 100% Erwerbstätigkeit resp. zur
Suche einer zumutbaren Arbeitsstelle, welche in Aussicht stelle, dass sie so gut wie möglich
selbst für ihren Unterhalt aufkommen könne, und zwar mit professioneller Unterstützung,
den Vollzug der Scheidung, die Bewilligung der Rückerstattung zu viel bezahlter
Unterhaltsbeiträge, die Anordnung eines ärztli- chen Gutachtens über die Gesuchstellerin
sowie die Offenlegung der Arbeits- suchbemühungen der Gesuchstellerin (Urk. 13 S. 5;
Urk. 29 S. 1 f.). Der Ge- suchsgegner stellt folglich neue, eigenständige Anträge; formell
handelt es sich dabei um Widerklagebegehren im Sinne von Art. 224 ZPO, soweit sie nicht
als für das vorliegende Verfahren irrelevante Beweisanträge zu verstehen sind. Eine Wi-
derklage hat jedoch nach dem Wortlaut des Gesetzes mit der Klageantwort in ers- ter
Instanz erhoben zu werden. Die Erhebung erst in der Berufung ist unzulässig (ZR 111/2012
S. 6). Auf die Berufungsanträge Ziffern 2–4 sowie Ziffern 6–9 (Urk. 13 S. 5; Urk. 29 S. 1
f.) ist daher nicht einzutreten.

E. 2.4
Der Gesuchsgegner reichte am 30. März 2022 eine weitere Eingabe ein, in welcher er
Ausführungen zu den Pauschalspesen sowie den Steuern macht (Urk. 18). Des Weiteren
machte der Gesuchsgegner in seiner Stellungnahme vom 8. Juli 2022 Ausführungen zur
Zusammensetzung seines Bedarfs und verweist diesbezüglich auf eine eigene Aufstellung
(Urk. 29 S. 3; Urk. 30/4). Der Gesuchs- gegner legt nicht dar, weshalb er all dies nicht
bereits in seiner Berufungsschrift vom 18. März 2022 (Urk. 13) vorbringen konnte. Die
entsprechenden Behauptun- gen und Beweismittel haben daher vor dem Hintergrund von
Art. 317 ZPO (dazu vorne, E. 2.2) bei der Prüfung der Voraussetzungen der
Schuldneranweisung (Art. 177 ZGB) unberücksichtigt zu bleiben.

E. 3
Materielle Beurteilung

E. 3.1
Die Vorinstanz erwog zusammengefasst, dass die Verpflichtung des Ge- suchsgegners zur
Leistung von Unterhaltsbeiträgen gemäss Eheschutzurteil vom 1. März 2021 grundsätzlich
ausgewiesen sei. Auch habe der Gesuchsgegner in seiner Eingabe vom 21. Februar 2022
explizit bestätigt, seiner Pflicht, Unterhalts- beiträge an die Gesuchstellerin zu zahlen,
bisher nicht vollumfänglich nachge-
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überzeugend: Die Pflicht zur Bezahlung der Unterhaltsbeiträge sei gemäss dem
Eheschutzurteil nicht davon abhängig, ob die Gesuchstellerin dem Gesuchsgeg- ner ihre
Lohnabrechnungen zukommen lasse. Der Gesuchsgegner sei damit auch nicht berechtigt,
seine Unterhaltszahlungen zurückzuhalten, bis die Gesuchstelle- rin ihm die
Lohnabrechnungen herausgebe. Auch würden die im Eheschutzurteil festgelegten
Unterhaltsbeiträge solange gelten, als sie vom Gericht nicht abgeän- dert würden (oder
zufolge Wiederaufnahme des gemeinsamen Haushaltes nicht weggefallen seien). Insoweit
der Gesuchsgegner der Ansicht sei, es sei aufgrund der geltend gemachten Lohnreduktion
ein Abänderungsgrund gegeben, hätte er ein entsprechendes Verfahren einzuleiten. Dies



habe er unterlassen, womit die Unterhaltspflicht im festgelegten Umfang weitergelte. Er
könne auch nicht aus der geltenden Mehrverdienstklausel, die sich einzig mit dem
Einkommen der Gesuch- stellerin befasse, eine "Wenigerverdienstklausel" konstruieren und
darauf gestützt den Unterhaltsbeitrag reduzieren. Der Gesuchsgegner habe sich auch nicht
da- rauf berufen, dass die Gesuchstellerin ein Einkommen erzielen würde, das zu ei- ner
Reduktion seiner Unterhaltsbeiträge gemäss der im Eheschutzurteil festgehal- tenen
Mehrverdienstklausel führen würde (Urk. 14 S. 3 f.). Da der Gesuchsgegner (entgegen
seiner Ansicht) nicht berechtigt gewesen sei, die Unterhaltszahlungen zu reduzieren oder
zurückzuhalten, sei eine Vernachlässigung seiner gerichtlich festgelegten Unterhaltspflicht
ab November 2021 ohne weiteres zu bejahen. Nachdem er trotz der eingeleiteten
Betreibung und dem vorliegenden Verfahren an seiner Ansicht und seinem Vorhaben
festhalte, sei zu erwarten, dass der Ge- suchsgegner seiner Unterhaltspflicht gemäss
Eheschutzurteil vom 1. März 2021 auch in Zukunft nicht nachkommen werde (Urk. 14 S.
5). Weiter prüfte die Vorinstanz, ob die Bezahlung des festgelegten Unterhaltsbei- trags von
monatlich Fr. 3'425.– in das Existenzminimum des Gesuchsgegners eingreife. Hierzu erwog
sie, dass sich aus dem Eheschutzurteil ergebe, dass da- mals von einem monatlichen
Einkommen des Gesuchsgegners von Fr. 9'800.– ausgegangen worden sei. Der
Gesuchsgegner selbst gehe offenbar von einem (neuen) monatlichen Nettoeinkommen in
der Höhe von Fr. 8'786.40 aus. Aus den vom Gesuchsgegner eingereichten Abrechnungen
der Monate Oktober 2021 und
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der Gesuchsgegner monatlich noch rund Fr. 8'470.– netto verdiene. Dazu komme gemäss
dem eingereichten Arbeitsvertrag eine Jahresendzulage in der Höhe eines Monatsgehalts.
Damit sei festzuhalten, dass der Gesuchsgegner ein monatliches Nettoeinkommen von rund
Fr. 9'175.– ([13 x Fr. 8'470.–] / 12) erziele. Zu seinem Bedarf mache der Gesuchsgegner
keine Angaben bzw. berufe er sich selbst auf den im Eheschutzurteil vom 1. März 2021
festgelegten Bedarf von Fr. 5'490.–. Es ergebe sich somit, dass dem Nettoeinkommen des
Gesuchsgeg- ners von monatlich rund Fr. 9'175.– ein Bedarf (der über das
betreibungsrechtli- che Existenzminimum hinausgehen dürfte) von Fr. 5'490.–
gegenüberstehe. Der Gesuchsgegner sei somit (mindestens) mit Fr. 3'685.– zur Bezahlung
von Unter- haltsbeiträgen leistungsfähig (Fr. 9'175.– abzgl. Fr. 5'490.–). Die Bezahlung des
Unterhaltsbeitrags von Fr. 3'425.– greife demnach nicht in sein Existenzminimum ein.
Zusammenfassend ergebe sich somit, dass die C._____ AG antragsgemäss und unter der
Androhung der Doppelzahlungspflicht im Unterlassungsfall anzu- weisen sei, ab
Rechtskraft des vorliegenden Urteils monatlich Fr. 3'425.– vom Lohn des Gesuchsgegners
direkt an die Gesuchstellerin auszubezahlen (Urk. 14 S. 6 f.).

E. 3.2
Der Gesuchsgegner macht berufungsweise im Wesentlichen geltend, dass mit der
Schuldneranweisung in sein Existenzminimum eingegriffen werde und er sich dadurch
zusätzlich verschulde. Entgegen der Vorinstanz betrage sein monat- liches Einkommen ab
1. Oktober 2021 nicht Fr. 9'175.–, da die Spesen von Fr. 700.– eigentlich nicht
Lohnbestandteil seien. Wenn, dann dürften die Spesen nur zum Teil angerechnet werden,
wie dies auch im Eheschutzurteil vom 1. März 2021 geschehen sei. Korrekterweise betrage
sein Einkommen Fr. 8'687.– ([Fr. 8'478.80 - Spesen von Fr. 700.–] x 13 / 12 + Spesen von
Fr. 260.– gemäss Eheschutzurteil). Diesem Einkommen stehe sein gemäss Eheschutzurteil
errech- neter familienrechtlicher Bedarf von Fr. 5'490.– gegenüber, was eine Differenz von



Fr. 3'197.– ergebe. Mit dem Unterhaltsbeitrag von Fr. 3'425.–, für den die Anweisung
erfolgt sei, werde folglich im Umfang von Fr. 228.– in sein Existenzmi- nimum
eingegriffen (Urk. 13 S. 1–3).
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verantworten habe, dass er die Unterhaltszahlungen eingestellt habe, da sie keine
Nachweise für ihre Bemühungen um Aufstockung des Arbeitspensums auf 100% vorgelegt
und damit gegen das Eheschutzurteil verstossen habe. Ein Lohnabzug sei daher nicht
zulässig (Urk. 13 S. 4).

E. 3.3
Die Gesuchstellerin lässt in ihrer Berufungsantwort bestreiten, dass der Ge- suchsgegner
seit dem 1. Oktober 2021 ein um Fr. 1'030.– reduziertes Bruttoge- halt erziele (Urk. 25 Rz.
5). Selbst wenn dies jedoch zutreffen würde, liege kein Eingriff in den
betreibungsrechtlichen Notbedarf des Gesuchsgegners vor. So be- rufe sich der
Gesuchsgegner fälschlicherweise wie bereits vor Vorinstanz auf den im Eheschutzurteil
vom 1. März 2021 festgelegten und ausdrücklich als familien- rechtlicher Bedarf
bezeichneten Betrag von Fr. 5'490.–. Dieser gehe erheblich über den restriktiv zu
berechnenden betreibungsrechtlichen Notbedarf hinaus, welcher – wie bereits die
Vorinstanz zutreffend ausgeführt habe – vorliegend rele- vant sei. Bei einer
verhältnismässigen Reduktion der Wohnkosten auf Fr. 1'500.– resultiere ein
betreibungsrechtlicher Notbedarf von höchstens Fr. 3'500.– (Fr. 1'200.– Grundbetrag, Fr.
1'500.– Wohnkosten, Fr. 400.– Krankenkasse KVG, Fr. 70.– zusätzliche
Gesundheitskosten, Fr. 210.– auswärtige Verpflegung, Fr. 30.–
Hausrat-/Haftpflichtversicherung, Fr. 80.– Kommunikation inkl. Serafe, Urk. 25 Rz. 6–9).
Damit verbliebe dem Gesuchsgegner nach Abzug der Unter- haltsbeiträge immer noch ein
Überschuss von Fr. 1'762.– (Fr. 8'687.– - Fr. 3'500.– - Fr. 3'425.–, Urk. 25 Rz. 10). Soweit
der Gesuchsgegner sinngemäss einwende, er sei berechtigt gewesen, seine
Unterhaltszahlungen zu reduzieren bzw. ganz einzustellen, weil die Gesuchstellerin ihre
Pflichten aus dem Eheschutzurteil ver- letzt habe, habe die Vorinstanz zutreffend
festgehalten, dass die Pflicht des Ge- suchsgegners zur Bezahlung der Unterhaltsbeiträge
nicht davon abhängig sei, ob die Gesuchstellerin dem Gesuchsgegner ihre
Lohnabrechnungen zukommen las- se oder nicht (Urk. 25 Rz. 11 f.).

E. 3.4
Die Anweisung an den Schuldner nach Art. 177 ZGB ist eine besondere pri- vilegierte
Zwangsvollstreckungsmassnahme (BGE 110 II 9 E. 1e). Vorausgesetzt werden hierfür ein
Unterhaltstitel sowie eine erhebliche Vernachlässigung der sich
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Fountoulakis/Breitschmid/Kamp, Art. 291 N 4). Sind diese Voraussetzungen er- füllt, ist
die Anweisung für den im Unterhaltstitel festgesetzten Betrag grundsätz- lich
auszusprechen, ohne dass sich der Anweisungsrichter mit dem Sachverhalt und den
rechtlichen Themen des Unterhaltstitels erneut zu befassen hat. Gleich- wohl dürfen die
grundlegenden Persönlichkeitsrechte des Unterhaltsschuldners nicht verletzt werden (BGE
110 II 9 E. 4b). Hat sich die finanzielle Lage des Un- terhaltsschuldners seit Erlass des
Unterhaltstitels in einer Weise verschlechtert, dass die Anweisung in sein
Existenzminimum eingreifen würde, hat das Anwei- sungsgericht die Grundsätze über die
Festsetzung des betreibungsrechtlichen Existenzminimums bei der Lohnpfändung



sinngemäss anzuwenden und dem Un- terhaltsschuldner ist ein entsprechender Notbedarf
zu belassen (BGE 145 III 255 E. 5.5.2; BGer 5A_791/2012 vom 18. Januar 2013, E. 3; je
m.w.H.). Zum betrei- bungsrechtlichen Existenzminimum gehören gemäss den Richtlinien
für die Be- rechnung des betreibungsrechtlichen Existenzminimums (Notbedarf) nach Art.
93 SchKG der Konferenz der Betreibungs- und Konkursbeamten der Schweiz vom 1. Juli
2009 der Grundbetrag, Wohnkosten, Sozialbeiträge (soweit nicht vom Lohn bereits
abgezogen), unumgängliche Berufsauslagen (soweit der Arbeitgeber nicht dafür
aufkommt), rechtlich geschuldete Unterhaltsbeiträge, Kosten für die Abzah- lung oder
Miete/Leasing von Kompetenzstücken sowie ausserordentliche, in billi- ger Weise zu
berücksichtigende Einmalauslagen.

E. 3.5
Soweit sich der Gesuchsgegner im Zusammenhang mit der Frage der Zu- lässigkeit der
Schuldneranweisung darauf beruft, dass die Gesuchstellerin ihrer Pflicht zum Nachweis
ihrer Arbeitssuchbemühungen nicht nachgekommen sei (Urk. 13 S. 2–5), wiederholt er
seine bereits vor Vorinstanz gemachten Ausfüh- rungen (Urk. 7 S. 2 f. und S. 5 f.), ohne
sich mit den diesbezüglichen Erwägungen der Vorinstanz (Urk. 14 S. 4 f.)
auseinanderzusetzen. Dies genügt den Begrün- dungsanforderungen nicht (oben E. 2.1).
Eine weitere Auseinandersetzung mit seinen diesbezüglichen Ausführungen kann daher
unterbleiben. Nachfolgend bleibt einzig zu prüfen, ob mit der Anweisung betreffend den
Unterhaltsbeitrag von Fr. 3'425.– in das Existenzminimum des Gesuchsgegners
eingegriffen wird und ob die Anweisung entsprechend betragsmässig zu reduzieren ist. Der
Ge-
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gemäss Eheschutzurteil vom 1. März 2021 berechneten familienrechtlichen Be- darf von Fr.
5'490.– gegenüber (Urk. 13 S. 2 f.). Wie sich dieser Bedarf zusam- mensetzt, erläutert der
Gesuchsgegner in seiner Berufungsschrift jedoch nicht (vgl. Urk. 13) und ergibt sich auch
nicht aus dem Eheschutzurteil vom 1. März 2021 (vgl. Urk. 15/1). Dass die mit der
Stellungnahme vom 8. Juli 2022 einge- reichte Aufstellung (Urk. 30/4) in diesem
Zusammenhang nicht berücksichtigt werden kann, wurde bereits dargelegt (oben E. 2.4).
Wie auch die Vorinstanz festhielt (Urk. 14 S. 6), dürfte das betreibungsrechtliche
Existenzminimum, wel- ches für die Berechnung des Existenzminimums im Rahmen der
Schuldneranwei- sung relevant ist (dazu oben E. 3.4), tiefer liegen als der familienrechtliche
Bedarf von Fr. 5'490.–. Dem Gesuchsgegner gelingt es daher nicht, rechtsgenügend auf-
zuzeigen, dass mit der Schuldneranweisung über den Betrag von Fr. 3'425.– in sein
Existenzminimum eingegriffen wird. Der Vollständigkeit halber ist darauf hin- zuweisen,
dass, wollte man Urk. 30/4 entgegen den obigen Erwägungen berück- sichtigen, sich das
betreibungsrechtliche Existenzminimum des Gesuchsgegners gemäss dessen eigener
Aufstellung auf Fr. 4'115.– monatlich (Fr. 1'200.– Grund- betrag, Fr. 2'297.– Wohnkosten,
Fr. 408.– Krankenkasse, Fr. 210.– auswärtige Verpflegung) beläuft, denn ein Teil der
aufgeführten Positionen kann gestützt auf das unter E. 3.4 Dargelegte nicht berücksichtigt
werden. Stellt man das vom Ge- suchsgegner geltend gemachte Einkommen von Fr. 8'687.–
den Fr. 4'115.– ge- genüber, verbleibt dem Gesuchsgegner ein Überschuss von Fr. 4'572.–.
Folglich wäre das Existenzminimum des Gesuchsgegners mit der Schuldneranweisung über
den Betrag von Fr. 3'425.– ohnehin gewahrt. Die Berufung ist daher abzu- weisen und der
vorinstanzliche Entscheid zu bestätigen.

E. 4



Das Gesuch der Gesuchstellerin um Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege wird in
Bezug auf die unentgeltliche Rechtsverbeiständung abgewiesen. Im Übrigen (unentgeltliche
Prozessführung) wird das Gesuch als gegenstandslos abgeschrieben.

E. 4.1
m.w.H.). Es sind daher auch Bedarfspositionen wie zum Beispiel laufende Steuern oder
Steuerschulden zu berücksichtigen, jedoch nur, wenn sie regelmäs- sig und nachweislich
bezahlt werden (Huber, DIKE-Komm-ZPO, Art. 117 N 55). Der Teil der finanziellen
Mittel, der das zur Deckung der persönlichen Bedürfnisse Notwendige übersteigt, muss mit
den für den konkreten Fall zu erwartenden Ge- richts- und Anwaltskosten verglichen
werden; dabei sollte es der monatliche Überschuss der gesuchstellenden Partei ermöglichen,
die Prozesskosten bei we- niger aufwändigen Prozessen innert eines Jahres, bei anderen
innert zweier Jah- re zu tilgen (BGE 141 III 369 E. 4.1 m.w.H.). Die unentgeltliche
Rechtspflege be- freit nicht von der Bezahlung einer Parteientschädigung an die
Gegenpartei (Art. 118 Abs. 3 ZPO).

E. 4.2
Die Entscheidgebühr für das zweitinstanzliche Verfahren ist in Anwendung von § 12 Abs. 1
und Abs. 2 i.V.m. § 4 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 sowie § 8 Abs. 1 GebV OG auf Fr. 1'500.–
festzusetzen. Ausgangsgemäss sind die Kosten des zweitinstanzlichen Verfahrens dem
Gesuchsgegner aufzuerlegen. Überdies ist der Gesuchsgegner antragsgemäss (Urk. 25 S. 2)
zu verpflichten, der Gesuch- stellerin für das zweitinstanzliche Verfahren eine
Parteientschädigung zu bezah- len. In Anwendung von § 13 Abs. 1 und Abs. 2 i.V.m. § 4
und § 9 AnwGebV ist sie auf Fr. 2'300.– zuzüglich 7.7 % Mehrwertsteuer und damit
insgesamt auf Fr. 2'477.10 festzusetzen.

E. 4.3
Der Gesuchsgegner ersucht für das Berufungsverfahren um Gewährung der unentgeltlichen
Rechtspflege (Urk. 21; Urk. 29 S. 1). Die Gesuchstellerin bean- tragt, es sei der
Gesuchsgegner zu verpflichten, ihr einen Prozesskostenbeitrag von Fr. 3'000.– zu bezahlen,
eventualiter ersucht sie ebenfalls um Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege (inkl.
Rechtsverbeiständung) (Urk. 25 S. 2).

E. 4.4
Es entspricht ständiger Rechtsprechung, dass der leistungsfähige Ehegatte verpflichtet
werden kann, dem unbemittelten anderen Ehegatten auf dessen Be- gehren hin die
finanziellen Mittel zur Führung eines Prozesses vorzuschiessen. Diese Pflicht fliesst aus der
ehelichen Beistandspflicht (Art. 159 Abs. 3 ZGB) und geht der unentgeltlichen
Rechtspflege gemäss Art. 117 ff. ZPO vor (vgl. dazu OGer ZH LY140041 vom 05.02.2015,
E. IV/c; OGer ZH LE120025 vom 12.06.2012, E. IV/1). Bei der Prüfung der
Voraussetzungen des Prozesskosten- beitrags sind die Grundsätze zur Gewährung der
unentgeltlichen Rechtspflege (Art. 117 ff. ZPO) analog anzuwenden. Gemäss Art. 117 ZPO
hat eine Person Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege, wenn sie nicht über die
erforderlichen Mittel verfügt (lit. a) und ihr Rechtsbegehren nicht aussichtslos erscheint (lit.
b). Unter denselben Voraussetzungen besteht ein Anspruch auf unentgeltlichen
Rechtsbeistand, soweit dies zur Wahrung der Rechte notwendig ist (Art. 118 Abs. 1 lit. c
ZPO). Als bedürftig gilt eine Person, wenn sie die Kosten eines Pro- zesses nicht
aufzubringen vermag, ohne jene Mittel anzugreifen, die für die De- ckung des eigenen
notwendigen Lebensunterhalts und desjenigen ihrer Familie erforderlich sind. Für die



Beurteilung der prozessualen Bedürftigkeit ist die ge-

- 14 - samte wirtschaftliche Situation der gesuchstellenden Partei zu würdigen, wobei nicht
schematisch auf das betreibungsrechtliche Existenzminimum abzustellen, sondern den
individuellen Umständen Rechnung zu tragen ist (BGE 141 III 369 E.

E. 4.5
Der Gesuchsgegner unterliess es vorliegend, ein Gesuch um Verpflichtung der
Gesuchstellerin zur Leistung eines Prozesskostenbeitrags zu stellen, obschon er selbst
davon ausgeht, dass der Gesuchstellerin ein monatlicher Überschuss verbleibt und ihr
insgesamt mehr Mittel zur Verfügung stehen als ihm selbst (vgl. Urk. 29 S. 5; Urk. 30/16).
Das Gesuch des Gesuchsgegners um Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege ist
bereits aus diesem Grund abzuweisen (BGer 4A_250/2019 vom 7. Oktober 2019, E. 2.3,
m.w.H.). Des Weiteren fehlt es aber auch an der Mittellosigkeit des Gesuchsgegners. Mit
Verweis auf seine Aufstel- lung macht der Gesuchsgegner einen Bedarf von monatlich Fr.
5'843.15 geltend (Urk. 29 S. 3; Urk. 30/4). Nicht zu berücksichtigen sind jedenfalls die
geltend ge- machten Abzahlungsraten für Steuerschulden in Höhe von monatlich Fr. 750.–,
da der Gesuchsgegner selbst ausführt, seit März oder April 2022 keine Abzahlun- gen mehr
zu leisten (vgl. Urk. 30/4). Ausgehend von den übrigen vom Gesuchs- gegner geltend
gemachten Bedarfspositionen resultiert ein Bedarf von Fr. 5'093.15 (vgl. Urk. 30/4). Damit
verbleibt dem Gesuchsgegner, geht man auch vom von ihm geltend gemachten tieferen
Einkommen aus, nach Abzug des Un- terhaltsbeitrags an die Gesuchstellerin von Fr.
3'425.– immer noch ein monatli- cher Überschuss von Fr. 168.85 (Fr. 8'687.– - Fr. 5'093.15
- Fr. 3'425.–), womit

- 15 - der Gesuchsgegner in der Lage ist, die Gerichtskosten von Fr. 1'500.– innert ei- nes
Jahres zu tilgen. Der Gesuchsgegner ist daher nicht mittellos, weshalb ihm die
unentgeltliche Rechtspflege nicht zu gewähren ist.

E. 4.6
Die Gesuchstellerin ersucht um Verpflichtung des Gesuchsgegners zur Leis- tung eines
Prozesskostenbeitrags von Fr. 3'000.– (zzgl. MwSt.). Wie gezeigt, hat die Gesuchstellerin
keine Kosten des vorliegenden Prozesses zu tragen und er- hält sie eine Parteientschädigung
in Höhe von Fr. 2'477.10. Der Antrag auf Leis- tung eines Prozesskostenbeitrags erweist
sich damit als gegenstandslos. Ebenso ist der Eventualantrag der Gesuchstellerin, soweit er
sich auf die unentgeltliche Prozessführung bezieht (Art. 118 Abs. 1 lit. a und b ZPO), als
gegenstandslos ab- zuschreiben, da die Gesuchstellerin im Berufungsverfahren keine
entsprechenden Kosten zu tragen hat (ZK ZPO-Emmel, Art. 119 N 14). Über die
Gewährung der unentgeltlichen Rechtsverbeiständung (Art. 118 Abs. 1 lit. c ZPO) ist mit
Blick auf eine allfällige Berufung auf Art. 122 Abs. 2 ZPO jedoch zu befinden (ZK ZPO-
Emmel, Art. 122 N 11). Die Gesuchstellerin verdient monatlich durchschnittlich Fr. 2'000.–
(Urk. 25 Rz. 22–24; Urk. 26/5–6). Ferner hat sie Anspruch auf die mo- natlichen
Unterhaltsbeiträge des Gesuchsgegners in Höhe von Fr. 3'425.–, von denen weder
behauptet wird noch ersichtlich ist, dass sie nicht durchsetzbar wä- ren. Damit ist insgesamt
von einem Einkommen der Gesuchstellerin von Fr. 5'425.– netto pro Monat auszugehen.
Dem stellt die Gesuchstellerin einen Be- darf von Fr. 4'829.– monatlich gegenüber (Urk. 25
Rz. 28). Stellt man auf diesen Bedarf ab, verbleibt ihr ein monatlicher Überschuss von Fr.
596.–. Mit diesem ist die Gesuchstellerin offensichtlich in der Lage, ihre Anwaltskosten
innerhalb eines Jahres zu decken. Der Antrag auf Bestellung einer unentgeltlichen



Rechtsvertre- tung ist daher infolge fehlender Mittellosigkeit abzuweisen. Es wird
beschlossen: 1. Auf die Berufungsanträge Ziffern 2, 3, 4, 6, 7, 8 und 9 des Gesuchsgegners
wird nicht eingetreten. 2. Das Gesuch des Gesuchsgegners um Gewährung der
unentgeltlichen Rechtspflege wird abgewiesen.

- 16 - 3. Das Gesuch der Gesuchstellerin um Verpflichtung des Gesuchsgegners zur
Leistung eines Prozesskostenbeitrags wird infolge Gegenstandslosigkeit ab- geschrieben.

E. 5
Schriftliche Mitteilung an die Parteien, an die Vorinstanz sowie im Dispositiv- Auszug
gemäss Ziffer 1 des vorinstanzlichen Urteils an die C._____ AG, D._____-strasse …,
E._____, je gegen Empfangsschein. Nach unbenutztem Ablauf der Rechtsmittelfrist gehen
die erstinstanzlichen Akten an die Vorinstanz zurück.

E. 6
Eine Beschwerde gegen diesen Entscheid an das Bundesgericht ist innert 30 Tagen von der
Zustellung an beim Schweizerischen Bundesgericht,

- 17 - 1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulässigkeit und Form einer solchen Be- schwerde
richten sich nach Art. 72 ff. (Beschwerde in Zivilsachen) oder Art. 113 ff. (subsidiäre
Verfassungsbeschwerde) in Verbindung mit Art. 42 des Bundesgesetzes über das
Bundesgericht (BGG). Dies ist ein Endentscheid im Sinne von Art. 90 BGG. Es handelt
sich um eine vermögensrechtliche Angelegenheit. Der Streitwert übersteigt Fr. 30'000.–.
Die Beschwerde an das Bundesgericht hat keine aufschiebende Wirkung. Hinsichtlich des
Fristenlaufs gelten die Art. 44 ff. BGG. Zürich, 3. Oktober 2022 Obergericht des Kantons
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